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97. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 17. August 2012 betreffend die Vereinbarung gemäß
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die frühe sprachliche Förderung in in-
stitutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen

98. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 17. August 2012 betreffend die Vereinbarung gemäß
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern, mit der die Vereinbarung über die gemein-
same Förderung der 24-Stunden-Betreuung geändert wird

99. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 24. August 2012 betreffend die Vereinbarung gemäß
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Anerkennung des Qualitätsrahmens
für die Erwachsenenbildung Ö-Cert

100. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juni 2012, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Wiesing festgelegt wird

Gemäß § 2 Abs. 1 lit. c des Landes-Verlautbarungsgesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 60/2011, wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht:

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG 
über die frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen

zu Beginn der Schulpflicht“ möglichst beherrschen. Die
Feststellung eines allfälligen Sprachförderbedarfs soll in
den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen
durch Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen,
allenfalls gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern
der Volksschulen bzw. sonstigem qualifizierten Perso-
nal erfolgen. Die Sprachförderung wird durch Kinder-
gartenpädagoginnen und -pädagogen bzw. sonstiges
qualifiziertes Personal altersadäquat, alltagsintegriert,
individuell und auf spielerische Weise durchgeführt.

(2) Bei der Umsetzung der frühen sprachlichen För-
derung im Sinn des Abs. 1 soll der bundesländerüber-
greifende Bildungsrahmenplan für elementare Bil-
dungseinrichtungen in Österreich und der Bildungs-
plan-Anteil zur sprachlichen Förderung in elementaren
Bildungseinrichtungen, zur Anwendung gelangen.

(3) Die frühe sprachliche Förderung hat das Ziel,
einen erleichterten Einstieg in die Volksschule mit sich

97. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 17. August 2012 betreffend die Verein-
barung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die frühe
sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, so-
wie die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich,
Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg
und Wien, jeweils vertreten durch den Landeshaupt-
mann bzw. die Landeshauptfrau, – im Folgenden Ver-
tragsparteien genannt – sind übereingekommen, gemäß
Art. 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes nachstehende
Vereinbarung zu schließen:

A r t i k e l  1
Zielsetzungen

(1) Drei bis sechsjährige Kinder in institutionellen
Kinderbetreuungseinrichtungen, die über mangelnde
Deutschkenntnisse verfügen, insbesondere jene mit
nicht deutscher Muttersprache, sollen so gefördert wer-
den, dass sie mit Eintritt in die erste Schulstufe der
Volksschule die Unterrichtssprache Deutsch nach den
„Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz
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zu bringen, die zukünftigen Bildungschancen der Kin-
der zu optimieren und in weiterer Folge einen besseren
Start in das Berufsleben zu ermöglichen.

A r t i k e l  2
Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Vereinbarung bedeuten die Begriffe
1. institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen: öf-

fentliche und private Kindergärten und -krippen oder
vergleichbare Einrichtungen, sowie alterserweiterte
Gruppen, wobei private solche sind, bei denen die Kin-
derbetreuung nicht im privaten Haushalt stattfindet, die
unter denselben Aufnahme- und Ausschließungsbedin-
gungen wie die öffentlichen allgemein zugänglich und
nicht auf Gewinn gerichtet sind, sowie Betriebskinder-
gärten und -krippen, sowie vergleichbare Einrichtungen;

2. Kindergartenjahr: den Zeitraum im Sinn des § 8 des
Schulzeitgesetzes 1985, BGBl. Nr. 77;

3. Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompe-
tenz zu Beginn der Schulpflicht: Jene sprachlichen Kom-
petenzen, die beim Eintritt in die erste Schulstufe der
Volksschule gegeben sein sollen und vom Bundesminis-
terium für Unterricht, Kunst und Kultur in Zusam-
menarbeit mit der Pädagogischen Hochschule Linz er-
stellt wurden.

4. Ausbildung der Kindergartenpädagoginnen und 
-pädagogen: die an den Bildungsanstalten für Kinder-
gartenpädagogik laut geltendem Lehrplan und geltender
Prüfungsordnung durchzuführende Qualifizierung;

5. Fort- und Weiterbildung der Kindergartenpädago-
ginnen und -pädagogen: jene Maßnahmen, die an den
Pädagogischen Hochschulen oder vergleichbaren Bil-
dungsstätten gesetzt bzw. von den Ländern organisiert
werden, insbesondere die Lehrgänge zur Qualifizierung
für die frühe sprachliche Förderung;

6. Sprachstandsfeststellung: Beobachtungsbogen zur
Erfassung der Sprachkompetenz in Deutsch von Kin-
dern mit Deutsch als Erstsprache (BESK 2.0), Beob-
achtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz in
Deutsch von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache
(BESK-DaZ 2.0) oder ein vergleichbares auf sprachwis-
senschaftlicher und kindergarten-pädagogischer Basis
festgelegtes Instrumentarium, das eine eindeutige Aus-
sage über den allfälligen Bedarf an früher Sprachförde-
rung ermöglicht;

7. Sprachförderung: die Bündelung jener pädagogi-
schen Interventionen, die in institutionellen Kinderbe-
treuungseinrichtungen in geeigneter (kindgemäßer, in-
dividueller, sachrichtiger) Form gesetzt werden;

8. Bildungsrahmenplan und Bildungsplan-Anteil: der
bundesländerübergreifende Bildungsrahmenplan für
elementare Bildungseinrichtungen in Österreich und
der Bildungsplan-Anteil zur sprachlichen Förderung in
elementaren Bildungseinrichtungen (2009) der Ämter
der Landesregierungen der österreichischen Bundeslän-
der, des Magistrats der Stadt Wien sowie des Bundes-
ministeriums für Unterrichtet, Kunst und Kultur, erar-
beitet durch das Charlotte-Bühler-Institut.

A r t i k e l  3
Frühe sprachliche Förderung in institutionellen

Kinderbetreuungseinrichtungen

(1) Die Vertragsparteien treffen die geeigneten Maß-
nahmen, um im Zusammenwirken zwischen den insti-
tutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, den Schu-
len, den Erziehungsberechtigten und den Schulbehör-
den des Bundes die Beherrschung der Unterrichtsspra-
che Deutsch nach den „Bildungsstandards zur Sprech-
und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“
durch alle Kinder beim Eintritt in die erste Schulstufe
der Volksschule möglichst sicherzustellen.

(2) Der Bund verpflichtet sich insbesondere,
1. den Ländern geeignete Verfahren der Sprach-

standsfeststellungen gemäß Art. 2 Z. 6 zur Verfügung
zu stellen, mit welchen der Sprachförderbedarf in den
institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen fest-
gestellt wird;

2. zur Aus-, Fort und Weiterbildung der Kindergar-
tenpädagoginnen und -pädagogen und Lehrenden an
den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik im
Bereich der Sprachstandsfeststellung und der frühen
sprachlichen Förderung an den Pädagogischen Hoch-
schulen oder vergleichbaren Bildungsstätten und

3. zur Weiterentwicklung von Curricula für ein ein-
heitliches Qualifizierungsmodell für die spezielle Aus-,
Fort- und Weiterbildung der Kindergartenpädagogin-
nen und -pädagogen im Bereich der Sprachstandsfest-
stellung und der frühen sprachlichen Förderung an der
Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik, den Päda-
gogischen Hochschulen oder vergleichbaren Bildungs-
stätten.

Die Erfüllung dieser Verpflichtungen obliegt dem
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur.
Bei der Erfüllung der Z. 2 sind die Länder miteinzube-
ziehen.

(3) Die Länder verpflichten sich, insbesondere Sorge
zu tragen für

1. Information und die Durchführung einer jähr-
lichen Sprachstandsfeststellung gemäß Art. 2 Z. 6 mög-
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lichst zu Beginn des Kindergartenjahres. Nach erfolgter
Durchführung der frühen sprachlichen Förderung, je-
denfalls aber zu Beginn des Folgekindergartenjahres, ist
bei dem Personenkreis, welcher aufgrund des festge-
stellten Bedarfs sprachlich gefördert wurde, erneut eine
Sprachstandsfeststellung vorzunehmen;

2. die erforderliche Sprachförderung in den institu-
tionellen Kinderbetreuungseinrichtungen gemäß den
„Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz
zu Beginn der Schulpflicht“ und

3. die Empfehlung der speziellen Aus-, Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen des Bundes an den Pädagogi-
schen Hochschulen sowie vergleichbaren Bildungsstätten
an die Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen.

(4) Die Vertragsparteien werden den Bildungsrah-
menplan für institutionelle Kinderbetreuungseinrich-
tungen, sowie den Bildungsplan-Anteil gemäß Art. 1
Abs. 2 anwenden.

A r t i k e l  4
Finanzierung der Maßnahmen 

zur sprachlichen Frühförderung

(1) Die Gesamtkosten, die in Durchführung der
Maßnahmen dieser Vereinbarung entstehen, werden
zwischen Bund und Ländern im Verhältnis eins zu eins
aufgeteilt, wobei etwaige Beiträge von Gemeinden dem
Anteil des jeweiligen Landes zugerechnet werden kön-
nen. Der Anteil des Bundes beträgt jährlich maximal
fünf Millionen Euro. Der Bund leistet an die einzelnen
Länder in den Jahren 2012, 2013 und 2014 einen jähr-
lichen Zweckzuschuss im Sinn von §§ 12 und 13 F-VG
1948 in maximal folgender Höhe:
1. Burgenland ............................................ 170.350 Euro
2. Kärnten ................................................. 285.200 Euro
3. Niederösterreich .................................. 982.500 Euro
4. Oberösterreich ..................................... 820.600 Euro
5. Salzburg ................................................ 299.950 Euro
6. Steiermark ............................................. 559.700 Euro
7. Tirol ....................................................... 411.950 Euro
8. Vorarlberg ............................................. 246.500 Euro
9. Wien ................................................... 1.223.250 Euro

(2) Die im Rahmen der speziellen Qualifizierungs-
maßnahmen anfallenden Reise- und Vertretungskosten
der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen werden
nicht aus dem Zweckzuschuss des Bundes getragen.

A r t i k e l  5
Konzeptvorlage, Berichterstattung und 

Abrechnung des Zweckzuschusses für die Maß-
nahmen zur frühen sprachlichen Förderung

(1) Zur Darlegung der vereinbarungsgemäßen Ver-
wendung des Zweckzuschusses hat das jeweilige Land

dem Bundesministerium für Inneres bis spätestens drei
Monate nach Inkrafttreten der Vereinbarung ein Kon-
zept für die Jahre 2012, 2013 und 2014 vorzulegen, das
Folgendes zu enthalten hat:

1. eine konkrete inhaltliche Festlegung der Umset-
zung der sprachlichen Frühförderung,

2. Personaleinsatz,
3. Angaben zu den Standorten,
4. eine Beschreibung der Methodologie, die für die

Umsetzung herangezogen wird und
5. einen Finanzplan.
Das Konzept hat der Vorlage in Anlage A zu ent-

sprechen. Kann das Land nicht auf bisherige Erfah-
rungswerte zum Sprachförderbedarf in den institutio-
nellen Kinderbetreuungseinrichtungen zurückgreifen,
können die Angaben der Z. 2, Z. 3, Z. 5 unabhängig von
der Konzeptvorlage nach Durchführung der ersten
Sprachstandsfeststellung gemäß Art. 3 Abs. 3 Z. 1 vor-
gelegt werden.

(2) Die Länder haben bis 30. November eines jeden
Kalenderjahres dem Bundesministerium für Inneres
einen Schlussbericht vorzulegen, der neben der Ab-
rechnung des gesamten vorangegangenen Kindergar-
tenjahres, in dem die frühe sprachliche Förderung statt-
gefunden hat, folgende Angaben zu beinhalten hat:

1. die Anzahl der geförderten Kinder mit festgestell-
tem Sprachförderbedarf,

2. die institutionellen Kinderbetreuungseinrichtun-
gen, in denen die Fördermaßnahmen durchgeführt wur-
den, mit der Anzahl der Kindergartenpädagoginnen und
-pädagogen sowie des sonstigen qualifizierten Perso-
nals, der zusätzlich für die Sprachförderung eingesetz-
ten Vollbeschäftigungsäquivalente von Kindergarten-
pädagoginnen und -pädagogen und sonstigem qualifi-
zierten Personal, sowie der tatsächlich für die Sprach-
förderung aufgewendeten Stunden,

3. die anonymisierten Ergebnisse, sowie eine verglei-
chende anonymisierte Auswertung der durchgeführten
Sprachstandsfeststellungen gemäß Art. 3 Abs. 3 Z. 1,
woraus jedenfalls eine Wirkungskennzahl der durchge-
führten frühen sprachlichen Förderung im Hinblick auf
die Entwicklung der Sprachkompetenz der Kinder, die
Sprachförderung erhalten haben, ablesbar sein muss.
Diese Angaben können unabhängig vom Schlussbericht,
jedoch spätestens bis 31. Dezember eines Kalenderjah-
res nachgereicht werden. In begründeten Ausnahmefäl-
len kann das Bundesministerium für Inneres unter An-
gabe von sachlichen Gründen auf Antrag des Bundes-
landes eine Fristerstreckung von bis zu zwei Monaten
gewähren.
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Im Jahr 2012 hat der Schlussbericht lediglich jene in-
haltlichen Angaben über die Fördermaßnahmen und
Sprachstandsfeststellungen, die nach Inkrafttreten die-
ser Vereinbarung durchgeführt wurden, und die auf die-
sen Zeitraum beschränkte Abrechnung zu enthalten.
Der Schlussbericht hat der Vorlage in Anlage B zu ent-
sprechen. Auf Seiten des Bundes ist zur Entscheidung
über die Abrechnung das Bundesministerium für Inne-
res berufen.

(3) Das Land hat den für das jeweilige Kalenderjahr
angewiesenen Betrag des Bundes soweit rückzuerstat-
ten als im betreffenden Kalenderjahr,

1. ein negatives Evaluierungsergebnis gemäß Art. 8
vorliegt oder

2. das Land den Vorlageverpflichtungen aus den
Abs. 1 und Abs. 2 nicht nachkommt oder

3. ein bereits angewiesener Zweckzuschuss nicht aus-
geschöpft wurde oder

4. das Land nicht einen gleich großen Anteil wie der
Bund an zusätzlichen Mitteln für Zwecke gemäß dieser
Vereinbarung gewährt hat.

(4) Das Land hat die, im für die Gewährung des
Zweckzuschusses maßgeblichen Zeitraum angewiese-
nen Zahlungen insoweit rückzuerstatten, als es einer
Verpflichtung nach Abs. 3 Z. 1 bis 4 nicht nachkommt.
Bei Vorliegen mehrerer Pflichtverletzungen für die
Rückerstattung ist

1. im Fall des Abs. 3 Z. 1 jener Betrag rückzuerstat-
ten, der den Mitteln der nicht vereinbarungsgemäß um-
gesetzten Maßnahme entspricht,

2. im Fall des Abs. 3 Z. 2 der gesamte angewiesene
Betrag rückzuerstatten,

3. im Fall des Abs. 3 Z. 3 und 4 der sich anteilsmäßig
errechnete Betrag rückzuerstatten.

Mehrere Rückerstattungsbeträge können nur inso-
weit addiert werden, als sie den Gesamtbetrag des
Zweckzuschusses nicht überschreiten. Im Fall der Ku-
mulation der Fälle des Abs. 3 Z. 3 und 4 ist nur der je-
weils höhere Betrag zu berücksichtigen.

A r t i k e l  6
Anpassung von Gesetzen

Die zur Durchführung dieser Vereinbarung notwen-
digen bundes- und landesgesetzlichen Regelungen sind
bis längstens 30. September 2012 in Kraft zu setzen.

A r t i k e l  7
Zahlungen des Bundes

(1) Der jährliche Zweckzuschuss des Bundes gemäß
Art. 4 Abs. 1 wird nach den unter Art. 5 angeführten

Kriterien in zwei Raten für das jeweilige Kalenderjahr
auf das vom Land bekannt zu gebende Konto wie folgt
angewiesen:

1. Die erste Rate beträgt die Hälfte des jährlichen
Zweckzuschusses pro Land und wird jeweils im März
angewiesen.

2. Die zweite Rate beträgt die Hälfte des jährlichen
Zweckzuschusses pro Land und wird jeweils im Okto-
ber angewiesen.

Im Jahr 2012 werden die erste Rate sechs Wochen
nach Inkrafttreten der Vereinbarung und die zweite Rate
jedenfalls bis 31. Dezember angewiesen.

(2) Die Auszahlung erfolgt durch das Bundesminis-
terium für Inneres. Bei der Auszahlung können allfäl-
lige Rückzahlungsverpflichtungen (Art. 5 Abs. 3 und
Abs. 4 sowie Art. 8 Abs. 3) aufgerechnet werden.

A r t i k e l  8
Evaluierung und Controlling

(1) Der Einsatz der Zweckzuschussmittel sowie die
Wirkung der getätigten Fördermaßnahmen auf die Ent-
wicklung der Sprachkompetenz der geförderten Kinder
werden einer Evaluierung unterzogen:

1. Das in Art. 5 Abs. 1 angeführte Konzept wird vom
Österreichischen Integrationsfonds geprüft und durch
das Bundesministerium für Inneres genehmigt;

2. Die in Art. 5 Abs. 2 angeführten Schlussberichte
werden vom Österreichischen Integrationsfonds ge-
prüft und als Evaluierungsschlussbericht zusammenge-
fasst dem Bundesministerium für Inneres vorgelegt,
welches die Schlussberichte genehmigt.

(2) Bei einem negativem Ergebnis der nach diesem
Artikel angeführten Überprüfungen informiert das
Bundesministerium für Inneres das jeweilige Land über
die Möglichkeit, die in Z. 1 und Z. 2 angeführten Do-
kumente unter Einräumung einer Frist von vier Wochen
zu ergänzen und hierzu Stellung zu nehmen. Kommt das
Land dieser Aufforderung nicht nach oder ergibt die
nochmalige Prüfung erneut ein negatives Prüfungser-
gebnis, behält sich das Bundesministerium für Inneres
vor, die jeweiligen Raten einzubehalten. Ein negatives
Ergebnis der Evaluierungen liegt vor, wenn

1. der Zweckzuschuss nicht widmungsgemäß ver-
wendet wurde oder

2. die Konzepte sowie Schlussberichte den Vorlagen
widersprechen oder die inhaltlichen Mindestangaben
nicht enthalten (Art. 5 Abs. 1 und 2).

Eine nicht widmungsgemäße Verwendung liegt vor,
wenn keine oder unzureichende Sprachstandsfeststel-
lungen durchgeführt werden (Art. 3 Abs. 3 Z. 1) oder
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die Sprachförderung nicht den „Bildungsstandards zur
Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schul-
pflicht“ entspricht (Art. 3 Abs. 3 Z. 2).

(3) Zweckzuschussmittel, die in einem Kalenderjahr
nicht abgerechnet werden können, werden vom Bund
einbehalten und dem jeweiligen Land im darauffolgen-
den Kalenderjahr für die frühe sprachliche Förderung
zugeführt. Einbehaltene Mittel aus dem Jahr 2014 blei-
ben davon unberührt.

A r t i k e l  9
Inkrafttreten

(1) Sobald
1. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Vo-

raussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind und
2. die Mitteilung über das Vorliegen der nach der je-

weiligen Landesverfassung erforderlichen Vorausset-
zungen beim Bundeskanzleramt eingelangt ist,

tritt diese Vereinbarung mit dem Ersten des Folge-
monats zwischen dem Bund und den einzelnen Ländern
in Kraft.

(2) Nach dem 30. September 2012 können die Vo-
raussetzungen für das Inkrafttreten der Vereinbarung
nicht mehr erfüllt werden.

(3) Das Bundeskanzleramt wird dem Bundesminis-
terium für Inneres und den Ländern die Erfüllung der
Voraussetzungen mitteilen.

A r t i k e l  1 0
Geltungsdauer

Die Vereinbarung tritt zwischen dem Bund und den
einzelnen Ländern nach positiver Entscheidung über die
gemäß Art. 5 erfolgten Abrechnungen durch das Bundes-
ministerium für Inneres außer Kraft. Das Bundeskanz-
leramt informiert darüber das jeweilige Land.

A r t i k e l  1 1
Urschrift

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefer-
tigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt hinter-
legt. Dieses hat allen Vertragsparteien beglaubigte Ab-
schriften der Vereinbarung zu übermitteln.

Der Tiroler Landtag hat diese Vereinbarung in seiner Sitzung am 4. Juli 2012 genehmigt.
Sie ist gemäß ihrem Art. 9 Abs. 1 zwischen dem Bund und dem Land Vorarlberg mit 1. April 2012, 

dem Land Kärnten mit 1. Mai 2012, den Ländern Niederösterreich, Salzburg und Steiermark 
mit 1. Juni 2012, den Ländern Burgenland und Oberösterreich mit 1. Juli 2012 

und den Ländern Tirol und Wien mit 1. August 2012 in Kraft getreten.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Gemäß § 2 Abs. 1 lit. c des Landes-Verlautbarungsgesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, zuletzt geändert durch das Ge-
setz LGBl. Nr. 60/2011, wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht:

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern, 
mit der die Vereinbarung über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung geändert wird

A r t i k e l  I I
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt rückwirkend mit 1. Jän-
ner 2011 in Kraft, sobald

1. die nach den Landesverfassungen erforderlichen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind und
beim Bundeskanzleramt die Mitteilungen der Länder
darüber vorliegen sowie

2. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Vo-
raussetzungen erfüllt sind.

(2) Das Bundeskanzleramt hat die Vertragsparteien
über die Mitteilungen nach Abs. 1 unverzüglich in
Kenntnis zu setzen.

A r t i k e l  I I I
Hinterlegung

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefer-
tigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt hinter-
legt. Dieses hat den Ländern beglaubigte Abschriften
der Vereinbarung zu übermitteln.

98. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 17. August 2012 betreffend die Verein-
barung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern, mit der die Verein-
barung über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung geändert wird

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und
die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich,
Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg
und Wien, jeweils vertreten durch den Landeshaupt-
mann bzw. die Landeshauptfrau, – im Folgenden Ver-
tragsparteien genannt – sind übereingekommen, gemäß
Art. 15a B-VG die folgende Vereinbarung zu schließen:

A r t i k e l  I
Änderung der Vereinbarung über die gemeinsame

Förderung der 24-Stunden-Betreuung

Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem
Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung
der 24-Stunden-Betreuung wird wie folgt geändert:

Artikel 9 lautet:
„ A r t i k e l  9

Geltungsdauer, Kündigung

Diese Vereinbarung gilt bis 31. Dezember 2014. Die
Vertragsparteien verzichten für diesen Zeitraum auf
eine Kündigung.“

Der Tiroler Landtag hat diese Vereinbarung in seiner Sitzung am 16. November 2011 genehmigt.
Sie ist gemäß ihrem Art. II Abs. 1 zwischen dem Bund und allen Ländern 

rückwirkend mit 1. Jänner 2011 in Kraft getreten.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Gemäß § 2 Abs. 1 lit. c des Landes-Verlautbarungsgesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 60/2011, wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht:

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern 
über die Anerkennung des Qualitätsrahmens für die Erwachsenenbildung Ö-Cert

99. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 24. August 2012 betreffend die Verein-
barung gemäß Art. 15a B-VG über die Anerkennung des Qualitätsrahmens für die
Erwachsenenbildung Ö-Cert

Der Bund – vertreten durch die Bundesministerin für
Unterricht, Kunst und Kultur – und die Länder

Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberöster-
reich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien,
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trag in ein Verzeichnis der Qualitätsanbieter, unter Be-
achtung des Datenschutzes, kenntlich gemacht. Der
Eintrag in das Verzeichnis erfolgt für die Dauer der je-
weiligen Zertifizierung zuzüglich sechs Monate. Dieses
Verzeichnis wird über die Website www.oe-cert.at ver-
öffentlicht.

(4) Eine Aberkennung von Ö-Cert und eine Strei-
chung aus dem Verzeichnis erfolgt bei Überschreitung
der sechsmonatigen Toleranzgrenze nach Ablauf des
jeweiligen Zertifikats oder wenn die Grundvorausset-
zungen nicht mehr erfüllt werden.

(5) Die Vertragsparteien vereinbaren die Kriterien für
die Anerkennung von Qualitätsmanagement- Systemen
und Qualitätssicherungsverfahren gemäß Anlage 3 als
Grundlage für allfällige Aktualisierungen der Anlage 1.

(6) Zur Umsetzung von Ö-Cert werden eine Len-
kungs- und eine Akkreditierungsgruppe eingerichtet.

A r t i k e l  3
Lenkungsgruppe

(1) Der Lenkungsgruppe gehören als Mitglieder eine
Vertreterin oder ein Vertreter pro Land und vier Vertre-
terinnen oder Vertreter des Bundes an; Fachexpertinnen
oder Fachexperten können mit beratender Stimme bei-
gezogen werden. Die Vertreterinnen oder Vertreter der
Länder werden von den jeweiligen Ländern nominiert.
Die Vertreterinnen oder Vertreter des Bundes werden
von der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und
Kultur nominiert.

(2) Die Aufgaben der Lenkungsgruppe sind:
1. Aktualisierung der Anlage 1 gemäß Art. 2 Abs. 5;
2. Auswahl der Mitglieder der Akkreditierungs-

gruppe gemäß Art. 4;
3. Akkordierung der Öffentlichkeitsarbeit und
4. Erlassung einer Geschäftsordnung für die Len-

kungsgruppe und die Akkreditierungsgruppe.
(3) Entscheidungen gemäß Abs. 2 Z. 2, 3 und 4 wer-

den bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
stimmberechtigten Mitglieder mit Dreiviertelmehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder getrof-
fen. Entscheidungen gemäß Abs. 2 Z. 1 bedürfen der
Zustimmung aller Mitglieder der Lenkungsgruppe. Die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden wählt die Len-
kungsgruppe aus ihrer Mitte. 

A r t i k e l  4
Akkreditierungsgruppe

(1) Der Akkreditierungsgruppe gehören fünf Mit-
glieder an, die wissenschaftlich im Bereich der Erwach-

jeweils vertreten durch den Landeshauptmann bzw. die
Landeshauptfrau – im Folgenden Vertragsparteien ge-
nannt – sind übereingekommen, gemäß Art. 15a des
Bundes-Verfassungsgesetzes nachstehende Vereinba-
rung über Angelegenheiten der Privatwirtschaftsver-
waltung zu schließen:

A r t i k e l  1
Zielsetzung und Anerkennung

(1) Der Qualitätsrahmen für die Erwachsenenbil-
dung Ö-Cert (im Folgenden "Ö-Cert" genannt) hat das
Ziel, die österreichweite Anerkennung von Qualitäts-
management-Systemen und Qualitätssicherungsver-
fahren in der Erwachsenenbildung zwischen den ein-
zelnen Ländern sowie zwischen dem Bund und den Län-
dern sicherzustellen.

(2) Durch Ö-Cert soll Klarheit für Teilnehmerinnen
und Teilnehmer an Bildungsmaßnahmen, Fördergeber
und Erwachsenenbildungsorganisationen darüber ge-
schaffen werden, welche Qualitätsmanagement-Syste-
me und Qualitätssicherungsverfahren in der Erwachse-
nenbildung im gesamten Bundesgebiet von den Ver-
tragsparteien anerkannt sind, sowie eine Verwaltungs-
vereinfachung für Fördergeber und Erwachsenenbil-
dungsorganisationen bewirkt werden.

(3) Zur Erreichung der im Abs. 1 und 2 festgelegten
Ziele verpflichten sich die Vertragsparteien, bei der Ver-
gabe von Förderungen entsprechend ihren jeweiligen
Bestimmungen, sofern diese für Erwachsenenbildungs-
organisationen ein Qualitätsmanagement-System oder
ein Qualitätssicherungsverfahren vorsehen, die Erfül-
lung von Ö-Cert jedenfalls als ausreichenden Nachweis
anzuerkennen.

A r t i k e l  2
Qualitätsrahmen für die 

Erwachsenenbildung Ö-Cert

(1) Es wird nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen zwischen den Vertragsparteien Ö-Cert vereinbart.

(2) Ö-Cert ist von einer Erwachsenenbildungsorga-
nisation erfüllt, wenn die folgenden Voraussetzungen
vorliegen:

1. Nachweis des Vorliegens eines der Qualitätsma-
nagement-Systeme oder Qualitätssicherungsverfahren
aus Anlage 1; die aktuelle Liste der von Ö-Cert aner-
kannten Qualitätsmanagement-Systemen und Qualitäts-
sicherungsverfahren wird über die Website www.oe-
cert.at veröffentlicht;

2. Erfüllung der Grundvoraussetzungen aus Anlage 2.
(3) Die Erfüllung von Ö-Cert wird durch den Ein-
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senenbildung tätig oder Expertinnen oder Experten im
Bereich der Erwachsenenbildung sind. Die Funktions-
periode der Mitglieder beträgt zwei Jahre. Entschei-
dungen werden bei Anwesenheit von mindestens vier
Mitgliedern einstimmig getroffen.

(2) Die Aufgaben der Akkreditierungsgruppe sind:
1. Prüfung der vorgelegten Bewerbungen für Ö-Cert

und der Beschluss über die Vergabe bzw. Nicht-Vergabe
von Ö-Cert (Eintrag in das Verzeichnis) gemäß Art. 2
Abs. 3 sowie Prüfung und Beschluss der Verlängerung
bzw. Aberkennung dieses Eintrages in das Verzeichnis;
die Entscheidungen der Akkreditierungsgruppe sind der
Lenkungsgruppe zur Kenntnis zu bringen;

2. Überprüfung der halbjährlichen Berichte der Er-
wachsenenbildungsorganisationen, die vorläufig in das
Verzeichnis aufgenommen wurden, und

3. Herausgabe eines Jahresberichts.

A r t i k e l  5
Geschäftsstelle und Finanzierung

Die Geschäftsstelle als operative Ebene wird von der
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur ein-
gerichtet und finanziert. Die Geschäftsstelle stellt auch
die Infrastruktur für die Tätigkeit der Lenkungs- und
Akkreditierungsgruppe bereit. Die Kosten für die Ak-
kreditierungsgruppe trägt das Bundesministerium für
Unterricht, Kunst und Kultur.

Die Dienstreisekosten der Ländervertreterinnen
oder Ländervertreter in der Lenkungsgruppe werden
von den entsendenden Ländern getragen.

A r t i k e l  6
Verhältnis zu Rechtsvorschriften

Von dieser Vereinbarung bleibt § 8 des Bundesgeset-
zes über die Berufsreifeprüfung, BGBl. I Nr. 68/1997,
in der Fassung BGBl. I Nr. 45/2010 unberührt.

A r t i k e l  7
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt für alle Vertragsparteien,
deren Mitteilungen über die Erfüllung der nach der
Bundesverfassung bzw. nach den Landesverfassungen
für das Inkrafttreten erforderlichen Voraussetzungen
bis zu diesem Zeitpunkt beim Bundesministerium für
Unterricht, Kunst und Kultur eingelangt sind, mit 1. De-
zember 2011 in Kraft, sofern bis zu diesem Zeitpunkt
die Mitteilungen des Bundes und von zumindest sechs
Ländern eingelangt sind. Ist dies nicht der Fall, tritt sie
zu jenem folgenden Monatsersten in Kraft, an dem die
Mitteilungen des Bundes und von zumindest sechs Län-
dern eingelangt sind.

(2) Für jede andere Vertragspartei tritt diese Verein-
barung mit dem Monatsersten nach Einlangen der Mit-
teilung in Kraft.

(3) Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und
Kultur informiert die Länder über das Inkrafttreten.

A r t i k e l  8
Geltungsdauer

Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abge-
schlossen und kann jederzeit unter Einhaltung einer
Frist von zwölf Monaten von jeder Vertragspartei
schriftlich gekündigt werden. Im Falle einer Kündigung
bleibt die Vereinbarung für die verbleibenden Vertrags-
parteien aufrecht, sofern der Bund und mindestens sechs
Länder Vertragsparteien bleiben.

A r t i k e l  9
Hinterlegung

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefer-
tigt. Die Urschrift wird beim Bundesministerium für
Unterricht, Kunst und Kultur hinterlegt. Dieses hat al-
len Vertragsparteien beglaubigte Abschriften der Ver-
einbarung zu übermitteln.

Der Tiroler Landtag hat diese Vereinbarung in seiner Sitzung am 8. Februar 2012 genehmigt.

Sie ist gemäß ihrem Art. 7 Abs. 1 zwischen dem Bund und den Ländern Kärnten, Niederösterreich,
Oberösterreich, Salzburg, Steiermark und Vorarlberg mit 1. Dezember 2011, dem Land Wien mit 1. Jänner 2012,

dem Land Tirol mit 1. März 2012 und dem Land Burgenland mit 1. April 2012 in Kraft getreten.

Der Landeshauptmann: 
Platter

Der Landesamtsdirektor: 
Liener Anlagen
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Anlage 1

Liste der für den Qualitätsrahmen für die Erwachsenenbildung Ö-Cert anerkannten 
Qualitätsmanagement-Systeme und Qualitätssicherungsverfahren

1. ÖNORM EN ISO 9001:2008 Österreichische Norm, Europäische Norm, International Organisa-
tion for Standardization 9001:2008

2. EFQM European Foundation for Quality Management: „committed to“,
„recognised for excellence“

3. LQW Lernerorientierte Qualitätstestierung in der Weiterbildung

4. QVB Qualitätsentwicklung im Verbund von Bildungseinrichtungen

5. EduQua Schweizerisches Qualitätszertifikat für Weiterbildungsinstitutionen

6. OÖ-EBQS Qualitätssiegel der Oberösterreichischen Erwachsenen- und Weiter-
bildungseinrichtungen

7. CERT-NÖ CERT-Niederösterreich, Zertifizierungsstelle für Aus- und Weiterbil-
dungsanbieter Donau-Universität Krems

8. S-QS Salzburger Qualitätssicherungs-/ Qualitätsentwicklungsverfahren

9. wien-cert Qualitäts-Zeichen für Wiener Bildungsträger. Wiener Arbeitnehme-
rInnen Förderungsfonds – ein Fonds der Stadt Wien

Anlage 2
Grundvoraussetzungen für die Aufnahme

in den Qualitätsrahmen für die Erwachsenenbildung Ö-Cert

A.) Allgemeine Grundvoraussetzungen – Leitende Paradigmen der Erwachsenenbildungseinrichtung

1. Grundlegende Bildungsphilosophie
Bildung hat einen eigenen Wert in allen Lebensphasen: Sie wirkt sich positiv auf politische Teilhabe, gesell-
schaftliches Zusammenleben, berufliche Leistungsfähigkeit und die persönliche Identität aus. Bildung ist mehr
als instrumentelles Lernen, als Qualifizierung und Schulung.

2. Lebenslanges Lernen
Lebenslanges Lernen umfasst alles formale, nicht-formale und informelle Lernen an verschiedenen Lernorten
von der Kindheit bis einschließlich der Phase des Ruhestands.
Lebenslanges Lernen wird definiert als jede zielgerichtete Lerntätigkeit, die einer kontinuierlichen Verbesse-
rung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen dient. Dabei wird „Lernen“ verstanden als Verarbeiten
von Informationen und Erfahrungen zu Kenntnissen, Einsichten und Kompetenzen.

3. Erwachsenenbildung/Weiterbildung
Die Erwachsenenbildung (synonym: Weiterbildung) umfasst alle Formen des formalen, nicht-formalen und
zielgerichteten informellen Lernens durch Erwachsene nach Beendigung einer unterschiedlich ausgedehnten
ersten Bildungsphase unabhängig von dem in diesem Prozess erreichten Niveau.
Erwachsenenbildung/Weiterbildung umfasst alle beruflichen, allgemeinbildenden, politischen und kulturellen
Lehr- und Lernprozesse für Erwachsene, die im öffentlichen, privaten und wirtschaftlichen Kontext von anderen
und/oder selbst gesteuert werden. Erwachsenenbildnerisches Handeln basiert auf bildungspolitischen Strategien
und gesellschaftlicher Verantwortung, Organisationsstrukturen sowie rechtlichen und finanziellen Grundlagen.

4. Anbieterdefinition
Als Anbieter von Erwachsenenbildung/Weiterbildung gelten alle Organisationsformen (Vereine, Unterneh-
men, Institutionen, koordinierende Organisationen von Netzwerken und Kooperationen), die Erwachsenen-
bildung/Weiterbildung im Sinne der oben genannten Definition anbieten.
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B.) Organisationsbezogene Grundvoraussetzungen

1. Die Organisation* benötigt zumindest ein Angebot in Österreich, das regelmäßig, geplant und systematisch
ist und öffentlich kommuniziert werden muss; es herrscht Angebotstransparenz.

2. Erwachsenenbildung/Weiterbildung ist Kernaufgabe der Organisation.
3. Die Organisation muss zum Zeitpunkt der Bewerbung seit mindestens drei Wirtschafts-/Kalenderjahren Er-

wachsenenbildungs-/Weiterbildungsmaßnahmen durchgeführt haben.
4. Die Leiterin oder der Leiter der Organisation oder zumindest eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter müssen

über eine pädagogisch fundierte Aus- bzw. Weiterbildung und eine zweijährige einschlägige Berufspraxis verfü-
gen.

5. Die Geschäftsbedingungen der Organisation müssen öffentlich transparent bzw. allgemein zugänglich sein.
* Unter Organisation werden in Folge auch Organisationseinheiten verstanden, die über ein hohes Maß an
Autonomie, finanzielle und qualitätsrelevante Verantwortlichkeiten und Handlungsbefugnisse verfügen. Die
Organisationseinheiten müssen daher wesentliche Elemente einer eigenständigen Organisation aufweisen.

C.) Angebotsbezogene Grundvoraussetzungen

1. Das Bildungsangebot der Organisation ist grundsätzlich öffentlich oder gegebenenfalls zielgruppenspezi-
fisch (u.a. Frauen, Ältere, Migrantinnen oder Migranten, Bibliothekarsausbildungen, Gewerkschaften) zu-
gänglich.

2. Angebote des formalen schulischen und hochschulischen Bildungswesens werden anerkannt, wenn sie sich
an Erwachsene richten und deren weitere Qualifikation im Rahmen einer Fortbildung/Weiterbildung zum
Ziel haben. Grundständige Studienprogramme der öffentlichen und privaten Universitäten, Fachhochschu-
len und pädagogischen Hochschulen fallen nicht darunter.

3. Organisationen fühlen sich mit ihren Angeboten den ausgewiesenen demokratischen Werten der Verant-
wortungsträger von Ö-Cert (Länder, Bund) verpflichtet.

4. Das öffentliche Büchereiwesen ist ein wichtiger Leistungsträger der Erwachsenenbildung/Weiterbildung. Im
Sinne von Ö-Cert gelten allerdings nur Organisationen, die Angebote im Sinne einer aktiven Vermittlung
(u.a. Kurse, Lesungen) durchführen.

5. Organisationen, die primär Produktschulungen und/oder Veranstaltungen, die primär auf die Kundinnen oder
Kunden und Mitgliederwerbung abzielen, anbieten, sind von Ö-Cert ausgeschlossen. Schulungen im Bereich
von Anwenderprogrammen, wie z.B. Office-Programme, fallen nicht in die Kategorie Produktschulungen.

6. Organisationen, die individuelle Bildungsberatung und Coaching als angewandte Methode im Rahmen eines
Bildungsprozesses durchführen, werden im Sinne von Ö-Cert anerkannt. Organisationen, deren Angebote
sich ausschließlich an Einzelpersonen im Sinne eines Coachings wenden, bleiben unberücksichtigt.

7. Organisationen, die primär Angebote zur reinen Sportausübung und im Freizeitbereich anbieten, werden im
Sinne von Ö-Cert nicht berücksichtigt.

8. Organisationen, die kulturelle Angebote machen, werden im Sinne von Ö-Cert berücksichtigt, wenn die Ver-
anstaltungen der Vermittlung von Kultur dienen. Darunter fallen nicht Aufführungen, Darbietungen und
Ausstellungen.

9. Im religiösen weltanschaulichen Bereich muss bei den Organisationen im Sinne von Ö-Cert der vermitteln-
de Aspekt den ausübenden Aspekt übertreffen. Das heißt, Veranstaltungen der Glaubensverkündigung wer-
den nicht berücksichtigt.

D.) Grundvoraussetzungen hinsichtlich ethischer und demokratischer Prinzipien

1. Die Organisation erkennt die gültige Allgemeine Erklärung der Menschenrechte an. Das heißt, der Zugang
zu den Bildungsangeboten muss für alle Personen unabhängig von ihrem Geschlecht und Alter, ihrer Bil-
dung, ihrer sozialen oder beruflichen Stellung, ihrer politischen oder weltanschaulichen Orientierung und
ihrer Nationalität möglich sein. In den Bildungsmaßnahmen wird die Freiheit der Meinungsäußerung ge-
währleistet und gefördert.
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2. Die Organisation ist der Demokratie verpflichtet. Diesem Selbstverständnis entsprechend werden keine anti-
demokratischen, rassistischen, antisemitischen, sexistischen und andere Menschengruppen diskriminieren-
den Inhalte und Verhaltensweisen zugelassen. Diesen Inhalten, Tendenzen und Verhaltensweisen wird in den
Bildungsveranstaltungen entgegengewirkt. Zudem bietet die Organisation keinen Ort für die Verbreitung von
antidemokratischen Weltbildern, sie bietet keine Möglichkeit, Propaganda, Agitation oder Produktwerbung
zu machen oder „Klientel“ für politische, religiöse und andere ideologische Gruppierungen zu rekrutieren.

E.) Grundvoraussetzungen hinsichtlich Qualität

1. Die Organisation muss ein von Ö-Cert anerkanntes externes Qualitätstestat nach Anlage 1 aufweisen.
2. Bis 31. Dezember 2012 kann eine vorläufige Aufnahme in das Verzeichnis der Qualitätsanbieter erfolgen,

wenn die Organisation den Nachweis begonnener Qualitätssicherungsmaßnahmen mit dem Ziel der Auf-
nahme in ein Qualitätsmanagement- System bzw. Qualitätssicherungsverfahren nach Anlage 1 nachweist.

Anlage 3

Kriterien für die Anerkennung von Qualitätsmanagement-Systemen 
und Qualitätssicherungsverfahren als Grundlage für allfällige Aktualisierungen der Anlage 1

1. Kriterium Externe Begutachtung
Es erfolgt eine externe Begutachtung, die rechtlich und faktisch trägerunabhängig durchgeführt wird und eine
Vor-Ort-Begehung (zumindest prinzipiell) vorsieht.

2. Kriterium Verbreitung
Das Verfahren findet in der Erwachsenenbildung/Weiterbildung allgemein Anwendung, es ist nicht auf einzel-
ne Bereiche oder Organisationen beschränkt.

3. Kriterium Zertifikatsbefristung und Folgeverfahren
Die Gültigkeit des Zertifikats ist auf maximal vier Jahre begrenzt. Es gibt klare Aussagen zur Überwachung
und zu Folgeverfahren.

4. Kriterium Qualitätsbegriff (v.a. Teilnehmer- und Teilnehmerinnenbezug sowie Teilnehmer- und Teilnehme-
rinnenschutz)

Es liegt ein expliziter Qualitätsbegriff vor, der Teilnehmer- und Teilnehmerinnenbezug sowie Teilnehmer- und
Teilnehmerinnenschutz aufweist.

5. Kriterium Entwicklungsbezug (Bestandteil der Organisations- und Personalentwicklung)
Es wird im Verfahren Bezug auf künftige Entwicklungen genommen; dieser Entwicklungsbezug ist Bestand-
teil der Organisations- und Personalentwicklung.
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Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Wiesing wird
mit 14 Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-

nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Wiesing bis spätestens 20. Februar 2016 zu
beschließen und der Landesregierung zur aufsichts-
behördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

100. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juni 2012, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Wiesing
festgelegt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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